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Satzung

Südwestpassage e.V.

g 1Name, Sitz. Eintragung und Geschäftsjahr

(1) Der Verein führt den Namen ,,Südwestpassage e.V ".

(2) Er hat seinen Sitz in Berlin-Schöneberg.

(3) Der Verein soll in das Vereinsregister des Amtsgerichts Charlottenburg ein-
getragen werden. Nach der Eintragung in das Vereinsregister führt er den Zu-
satz,,e.V.".

(4) Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. Der zeitraum bis zum
31.12. des Kalenderjahres der Gründung stellt ein Rumpfgeschäftsjahr dar.

5 2 Vereinszweck

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung von Kunst, Kultur und bürgerschaftli-
chem Engagement im Stadtteil Friedenau und den benachbarten Stadtgebie-
ten,

(2) Der zweck des Vereins wird insbesondere verwirklicht durch Organisation
und Förderung von kulturellen Veranstaltungen wie z,B. Ausstellungen,
Konzerten, Lesungen, Galerierundgängen, Atelierrundgängen,
Ateliergesprächen, Freiluftveranstaltungen und Kunstaktionen, durch die Her-
ausgabe von elektronischen und Druckpublikationen. Er soll die Identifikation
der in Friedenau lebenden Bürger mit ihrem Stadtteil fördern, für interkulturel-
le und internationale Verständigung sorgen und die Attraktivität des Stadtteils
für Kulturschaffende als wohn- und Arbeitsort steigern.

gensteht, ist der verc

5 3 GemeinnüEi9keit, selbstlosigkeit

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke
im Sinne des Abschnitts ,,Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung.



(2) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirt-
schaftliche Zwecke.

(3) Die Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile. Sie erhalten in ihrer
Eigenschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des
Vereins. Dem Verein ist es jedoch gestattet, den Vorständen und den Vereins-
mitgliedern, die umfangreichere Tätigkeiten für den Verein realisieren/ eine den
Verhältnissen des Vereins und dem Umfang der Tätigkeit entsprechende ange-
messene Aufwandsentschädigung zu zahlen. Bei ihrem Ausscheiden, bei Auflö-
sung oder Aufhebung des Vereins erhalten die l4itglieder keinen Anteil am Ver-
einsvermögen.

(4) Keine juristische oder natürliche Person darf durch Ausgaben, die dem
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Unterstüt-
zungen, zuwendungen oder Vergütungen begünstiqt werden.

(5) Ehrenamtlich tätige Personen haben Anspruch auf Ersatz nachgewiesener
Aufwendungen soweit der Verein wirtschaftlich dazu in der Lage ist ohne die
Grundsätze der Gemeinnützigkeit zu verletzen.

(6) Der Verein fördert keine Bestrebungen im Sinne des $ 4 des Bundesverfas-
su ngssch utzgesetzes und handelt dem Gedanken der Völkerverständigung
nicht zuwider. Dem Verein und seinen Mitgliedern sind fremdenfeindliche, se-
xistische, militaristische, nationalistische und rassistische Aktivitäten oder ent-
sprechende Außerungen nicht gestattet.

5 4 I\4itgliedschaft

(1) Der Verein hat Fördermitglieder und ordentliche Mitglieder.

(2) Ordentliches Mitglied kann jede volljährige, im Vollbesitz ihrer geistigen
Kräfte stehende Person werden, die sich verpflichtet, im Rahmen eines konkre-
ten kulturellen oder organisatorischen Projektes aktiv bei der Verwirklichung
der Vereinsziele mitzuarbeiten. Für die Aufnahme als ordentliches lvlitglied ist
die Empfehlung zur Aufnahme durch zwei ordentliche Mitglieder des Vereins er-
forderlich. Ausgenommen hiervon sind die Gründungsmitglieder. Die um Auf-
nahme bittende Person hat dem Vorstand - unterzeichnet auch von den emp-
fehlenden ordentlichen 14itgliedern - eine kurze Darlegung ihrer persönlichen
Interessen bezüglich einer Mitarbeit im Verein dazulegen und ein konkretes
kulturelles oder künstlerisches Projekt in kurzer schriftlicher Form
vorzustellen, welches sie im Rahmen des Vereinslebens zu realisieren gedenkt
oder an dessen Verwirklichung sie durch messbare Beiträge mitzuarbeiten
wünscht. Über die Aufnahme ordentlicher Mitqlieder entscheidet die



Mitgliederversammlung. Für eine Aufnahme als Mitglied ist die Zustimmung
von mindestens der Hälfte der in der Mitgliederversammlung anwesenden oder
an einer elektronisch oder schriftlich durchgeführten Abstimmung
teilnehmenden Mitglieder erforderlich.

(3) Fördermitglied kann jede natürliche und juristische Person werden. Über
die Aufnahme als Fördermitglied entscheidet der Vorstand. Fördermitglieder
unterstützen den Verein durch finanzielle oder andere wirtschaftliche Beiträ9e.
Sie haben in der Mitgliederversammlung kein Stimmrecht und können auch
nicht in den Vorstand des Vereins gewählt werden. Sie sind aber zur Teilnahme
an Mitgliederversammlungen berechtigt und zu diesen mit zu laden.

5 5 Erwerb der Mitgliedschaft

(1) Ein Anspruch auf Aufnahme in den Verein besteht nicht.

(2) Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Beschluss über die Aufnahme durch die
Mitgliederversammlung bzw. bei Fördermitgliedern durch den Vorstand. In
beiden Fällen.gilt der Aufnahmeantrag als Anerkennung dieser Satzung.

5 6 Rechte der Mitglieder

(1) Alle Mitglieder sind berechtigt. im Rahmen des Vereinszwecks nach Maßga-
be der Satzung und der von den Vereinsorganen gefassten Beschlüsse und An-
oronungen

a) die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und bei seinen Aktivitäten
mitzuwirken,

b) an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen.

Fördermitglieder haben kein Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen.

(2) Ordentliche Mitglieder haben ein aktives und passives Wahlrecht. Sie haben
gleiches Stimmrecht in der Mitgliederversammlung. Das Stimmrecht kann nur
persönlich ausgeübt werden.

5 7 Pflichten der Mitglieder

(1) Alle Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins zu un-
terstützen. Sie haben die sich aus dieser Satzung ergebenden Pflichten sowie
die Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane zu befolgen und
gegenseitige Rücksichtnahme und Kollegialität zu wahren.



(2) Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Mitgliedseiträgen (5 10 Abs. 1) und
bei entsprechenden Beschlüssen zur Entrichtung von Umlagen (9 10 Abs. 3)
verpflichtet.

I I Sanktionsvorschriften

(1) VerstöBt ein Mitglied schuldhaft gegen die Satzung, gegen Beschlüsse oder
Anordnungen der Vereinsorgane oder gegen die Vereinsinteressen, kann der
Vorstand folgende Sanktionen 9e9en das Mitglied verhängen:

a) Verwarnung,

b) Benutzungsverbot der Einrichtungen des Vereins und/oder Teilnahmeverbot
an Veranstaltungen des Vereins bis zu einem Zeitraum von 12 Monaten,

c) Streichung von der Mitgliederliste unter den Voraussetzungen des Abs. 2,

d) Ausschluss aus dem Verein unter den Voraussetzungen des Abs. 3.

(2) Befindet sich ein Mitglied mit der Beitragszahlung im Rückstand und wird
der rückständi9e Beitrag trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung nicht inner-
halb von drei Monaten seit Absendung des zweiten Mahnschreibens vollständig
entrichtet. kann das Mitglied von der Mitgliederliste gestrichen werden. Über
die Streichung entscheidet der Vorstand durch Beschluss, der dem Mitglied be-
kannt zu geben ist,

(3) Der Ausschluss eines Mitglieds ist nur bei Vorliegen eines wichtigen Grun-
des möglich. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn das Mitglied

a) grob 9e9en die Satzung,

b) grob gegen Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorqane oder

c) grob gegen die Vereinsinteressen verstößt.

(4) Die Verhängung der Sanktion erfolgt durch Beschluss des Vorstands und ist
mit einer Begründung zu versehen, Vor Beschlussfassung ist dem Mitglied in
den Fällen des 5 I Abs, 1 a), b), c) und d) Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben. In den Fällen des S I Abs. 1 ist das Mitglied unter Einhaltung einer Frist
von mindestens zwei Wochen zur Verhandlung des Vorstandes über die Ver-
hän9ung der Sanktion schriftlich zu laden. Der Beschluss über die Sanktion ist
dem Mitglied schriftlich bekannt zu geben. Gegen den Beschluss kann das
Mitglied Berufung einlegen. Die Berufung ist innerhalb eines Monats ab Zugang
des Beschlusses schriftlich beim Vorstand einzulegen. Über die Berufung
entscheidet die nächste ordentliche Mitgliederversammlung. Die Berufung hat



keine aufschiebende Wirkuno.

5 9 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch

a) freiwilligen Austritt des Mitgtieds (Abs. 2),
b) streichung von der Mitgtiedertiste (s 8 Abs. 1 c) i.v.m. 5 I Abs. 2),
c) Ausschluss des Mitglieds (9 I Abs. 1, d) i.V.m. S 8 Abs. 3),
d) Tod des Mitglieds.

(2) Der Austritt ist nur zum Jahresende unter Einhattung einer Kündigungsfrist
von drei Monaten mö9lich. Er muss dem Vorstand gegenüber schriftlich erklärt
weroen.

510 Mitgliedsbeiträge

(1) Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Höhe und Fälligkeit der Mit-
gliedsbeiträge werden durch die Mitgliederversammlung festgesetzt. Eine Auf-
nahmegebühr wird nlcht erhoben,

(2) Der Beitrag kann in besonderen Fällen gestundet. ganz oder teilweise er-
lassen werden. Uber Stundung und Erlass der Beiträge entscheidet der Vor-
stand.

(3) AuBerordentliche Beiträge können in Form einer Umlage erhoben werden.
wenn und soweit dies zur Durchführung besonderer, durch den Vereinszweck
gedeckter Vorhaben erforderlich ist. Höhe und Fälligkeit der Umlage werden
durch die Mitgliederversammlung festgesetzt. Die Höhe darf pro Mitgliedsjahr
das Zweifache eines Jahresbeitrags nicht übersteigen.

Unmittelbar nach der Gründung werden die Vereinsmitglieder eine Umlage
Höhe von 10,00 € pro Mitglied bar entrichten, so dass die Kosten der Anmel-
dung des Vereins bestritten werden können.

(4) Befindet sich ein Mitglied mit der Entrichtung seines Beitrags im Rückstand,
und beträgt dieser Rückstand mehr als zwei Zwölftel des Jahresbeitrages oder
mehr als die Hälfte beschlossener Umlagen so ruht dessen Stimmrecht so
lan9e, bis der Rückstand ausgeglichen ist,



5 11 Südwestpassage Kultour

zur ,,südwestpassage Kultour" oder vergleichbaren Nachfolgeveranstaltunqen
sind alle Künstler des Stadtgebietes Friedenau durch geeignete öffentliche Be-
kanntmachung, z.B. auf der Website des Vereins. einzuladen, so dass die dies-
bezüglich begründete Tradition eine Fortsetzung Rndet.

5 12 Organe des Vereins und Vergütung

(1) Organe des Vereins sind

a) die Mitgliederversammlung (5 13),

b) der Vorstand (5 16) sowie, unter den in dieser Satzung gegebenen
Voraussetzungen

c) der Beirat (5 19).

(2) Die Vorstandsmitglieder sowie die Mitglieder des Beirats sind grundsätzlich
ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz der ihnen entstandenen Auf-
wendungen. Die Mitgliederversammlung kann für die Ausübung der Vereinsäm-
ter über eine angemessene Vergütung beschlieBen. Sie kann ferner über eine
angemessene Aufwandsentschädigung i.S.d. 5 3 Nr. 26a ESIG beschließen.

5 13 Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus den anwesenden, stimmberechtig-
ten Vereinsmitgliedern und findet am Sitz des Vereins an einem vom Vorstand
zu bestimmenden leicht zugänglichen Ort statt. Jedes ordentliche Mitglied hat
in der Mitgliederversammlung eine Stimme. es sei denn, das Stimmrecht ruht
unter den in der Satzung dennierten Umständen (5 10 Abs. 4).

(2) Die ordentliche Mitgliederversammlung ist wenigstens einmal im Jahr. mÖg-
lichst im ersten Halbjahr einzuberufen.

(3) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung findet statt, wenn es das In-
teresse des Vereins erfordert oder wenn wenigstens ein Fünftel aller Mitglieder
dies schriftlich bzw. per E-mail unter Angabe des Zwecks und der Gründe ver-
langt.

(4) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandvorsitzenden oder vom stell-



vertretenden Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von zwei wochen
schriftlich oder auf elektronischem Wege unter Angabe der Tagesordnung ein-
berufen. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einladung folgenden
Werktages. Das Ein ladungsschreiben gilt als dem Mitglied zugegangen, wenn
es an die letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse
bzw. E-mail-Adresse gerichtet ist.

(5) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Mitglied kann bis spätes-
tens eine Woche vor dem Versamm lungstermin die Aufnahme weiterer Tages-
ordnungspunkte schriftlich beim Vorstand beantragen. Werden Anträge später
gestellt (maßgeblich ist der Zugang), kann über diese nur beraten und be-
schlossen werden, wenn mindestens zwei der anwesenden stimmberechtigten
Mitglieder die Dringlichkeit bestäti9en.

I 14 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für

a) die Genehmigung des Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr,

b) die Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands,

c) die Entlastung des Vorstands,

d) die Wahl und Abberufung der Mitglieder des Beirats,

und Entscheidungen über

e) die Vergütung und Aufwandsentschädigung von Organmitgliedern,

f) die Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Beitrags und des Beitrages
der Fördermitglieder,

g) die Anderung der Satzung,

h) die Berufung gegen Sanktionsbeschlüsse des Vorstands,

j) die Auflösung des Vereins.

5 15 Beschlussfassung der M itgliederversammlung

(1) Der Vorsltzende leitet die Mitgliederversammlung. Ist dieser verhindert,
wird die Mitgliederversammlung von einem stellvertretenden Vorsitzenden, bei
deren Verhinderung von einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein
Vorstandsmitglied zugegen, wird der Leiter von der N4itgliederversammlung be-
stimmt. Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer.



(2) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Einem Nichtmitglied und
den Fördermitgliedern kann der Zutritt zur Mitgliederversammlung als Gast ge-
währt werden. Über die Zulassung entscheidet der Versam mlungsleiter.

(3) Die l4itgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel
aller Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse im elektronischen. Fernschriftlichen
oder im Umlaufverfahren können gefasst werden, wenn sich mindestens ein
Drittel aller Mitglieder daran beteiligt. Ist die einberufene
lvlitgliederversammlung beschlussunfähig oder hat ein Beschlussverfahren im
elektronischen, fernschriftlichen oder Umlaufverfahren neicht die erforderliche
lYindestbeteiligung erreicht, ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier
Wochen seit dem Versammlungstag bzw. seit der Stimmabgabefrist erneut eine
Mitgliederversammlung bzw. Abstimmung mit der gleichen Tagesordnung
einzuberufen. Diese ist ungeachtet der Anzahl der erschienenen bzw.
teilnehmenden Mitglieder beschlussfähig. In der Einladung bzw. Aufforderung
zur Stimmabgabe muss auf die erleichterte Besch lussfassu ng hingewiesen
werden.

(4) Die Abstimmung in Versammlungen erfolgt durch Handzeichen, wenn der
Versammlungsleiter keine andere Art der Abstimmung bestimmt. Sie hat
geheim zu erfolgen, wenn mindestens ein Drittel der anwesenden Mitglieder
dies beantragt.

(5) Bei der Beschlussfassung entscheidet grundsätzlich die einfache lvlehrheit
der abgegebenen 9ültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als
aboelehnt.

(6) Zu einem Beschluss über eine Satzungsänderung ist eine Mehrheit von drei
Vierteln der abgegebenen 9ültigen Stimmen erforderlich. Satzu ngsä ndernde
Beschlüsse dürfen nicht im Umlaufuerfahren oder auf elektronischem oder
fernschriftlichem Wege getroffen werden sondern nur in Mitgliederversammlun-
gen mit persönlicher Präsenz.

(7) Bei Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins und über die Ande-
rung des vereinszwecks ist eine Mehrheit von vier Fünfteln der abgegebenen
gültigen Stimmen notwendig. Beschlüsse über die Auflösung des Vereins oder
über eine Anderung des Vereinszwecks dürfen nicht im Umlaufverfahren oder
auf elektronischem oder fernschriftlichem Wege getroffen werden sondern nur
in Mltgliederversammlungen mit persönlicher Präsenz.

(8) Wahlen sind auf Verlangen von einem Drittel der anwesenden Mitglieder
geheim durchzuführen. Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stichwahl zwischen den
Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben.
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5 16 Vorstand

(1) Vorstand i.s.d. 5 26 BGB sind
1. deri Vorsitzende,

2. djezwe+-ste llve rtrete n d e Vorsltzende
3. der Schatzmeister
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(4) Dem Vorstand sollen personen angehören, die besondere FacnKompetenz
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und Erfahrung im Hinbiick auf die Aufgabenerfüllung des Vereins aufweisen.
Der Schatzmeister soll in Finanz- und Wirtschaftsfraqen sachkundiq sein.

(5) Das Amt des Vorstandsmitglieds endet nach Ablauf der Amtszeit oder bei
Vollendung des 70. Lebensjahres. Das Vorstandsmitglied bleibt so lange im
Amt, bis ein Nachfolger bestellt ist. Das Amt endet weiter durch Tod, durch
Niederlegung gegenüber der Mitgliederversammlung, die jederzeit mit einer
Ankündigungsfrist von vier Wochen zulässig ist sowie durch Widerruf der Vor-
standsbestellung durch die Mitgliederversammlung (Abberufung). Eine Abberu-
fung ist nur aus wichtigem Grund möglich. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-
dere vor, wenn der Vorstand und/oder das Vorstandsm itglied eine grobe
Pflichtverletzung begeht oder unfähig ist, die Geschäfte des Vereins
ordnungsgemäß zu führen. Das betroffene Vorstandsmitglied ist zuvor
anzuhören. In dringenden Fällen und aus wichtiqem Grund kann ein Vorstand
dle Niederlegunq seines Amtes auch geoenüber einem anderen
Vorsta ndm itqlied erklären.

(6) Scheidet ein Vorstandsmitglied während der Amtsperiode aus, wählen die
übrigen Vorstandsmitglieder ein Ersatzmitglied für den Rest der Amtszeit des
ausgeschiedenen Mitglieds aus dem Kreise der Ersatzmitglieder sofern solche
gewählt sind. Ersatzmitglieder können mit der Wahl des Vorstandes gewählt
werden. Diese rücken automatisch in den Vorstand nach, falls ein Vorstands-
mitglied aus dem Vorstand ausscheidet und zwar - sofern die verbliebenen
Vorstände nicht anders entscheiden - in der Reihenfolge der bei der Wahl der
Ersatzmitglieder erreichten Stimmen. Existieren keine Ersatzmitglieder, so ist
binnen drei Monaten eine f4itgliederversammlung zur Nachwahl von
Vorständen abzuhalten.

S 17 Aufgaben des Vorstands

(1) Der Vorstand nimmt alle Aufgaben des Vereins wahr, soweit sie nicht durch
Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Der Vorstand ist
berechtigt, besondere Aufgaben, z.B. dle Organisation einzelner Projekte oder
die Wahrnahme von Routineaufgaben auf Mitglieder oder Dritte zu delegieren.

Der Vorstand ist insbesondere zuständiq für

a) die Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäftsjahr,

b) die Erstellung eines Jahresberichts,

c) die Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und die Aufstellung der

Tagesordnung,

d) dle Einberufung der Mitgliederversammlung,



e) die Ausführun9 der Beschlüsse der Mitgliederversammlung/

f) die Beschlussfassung über die Aufnahme der Fördermitglieder,

g) die Besch lussfassung über die Verhängung von Sanktionen gegenüber Mit-
gliedern.

(2) Die Vorstandsmitglieder führen die Geschäfte des Vereins gemeinschaftlich.
In einer ceschäftsordnung für die Vorstandsmitglieder sollen die zuständigkei-
ten zugewiesen werden.

5 18 Beschlussfassung des Vorstands

(1) Beschlüsse des Vorstandes werden in der Regel in Sitzungen oder
Telefonkonferenzen gefasst. Der Vorstand wird vom Vorsitzenden oder einem
stellvertretenden Vorsitzenden nach Bedarf, mindestens aber viermal jährlich,
unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von zwei Wochen
einberufen. Der Vorstand ist ferner einzuberufen, wenn ein Mitglied des
Vorstands dies verlangt- Vorstandssitzungen finden am Sitz des Vereins statt,
wenn nicht alle Vorstandsmitglieder mit einem anderen Tagungsort
einverstanden sind.

(2) Ein Vorstand kann sich in der Sitzung durch ein anderes Vorstandsmitglied
vertreten lassen. Kein Vorstandsmitqlied kann mehr als ein anderes Vorstands-
mitolied vertreten.

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Ladung min-
destens die Hälfte seiner lvlitglieder, unter ihnen der Vorsitzende oder ein stell-
vertretender Vorsitzendet anwesend oder vertreten sind. Ist dies nicht der Fall,
so ist der Vorstand innerhalb von zwei Wochen erneut mit gleicher Tagesord-
nung einzuberufen. Er ist dann ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden
Mitglieder beschlussfähig, wenn in der Ladung hierauf ausdrücklich hingewie-
sen worden ist. Beschlüsse im elektronischen, fernschriftlichen oder
Umlaufuerfahren können nur gefasst werden, wenn sich sämtliche
Vorstandsmitglleder daran beteiligen.

(4) Der Vorstand fasst selne Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der äbgegebe-
nen Stimmen. Enthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet das Los, wenn dies sämtliche Vorsta ndsmitglieder
akzeptieren, oder es wird die Mitgliederversam mlu ng angerufen.

(5) Über die Sitzungen und Beschlüsse sind Niederschriften zu fertigen und
vom Sitzunqsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen.



(6) Ein Vorstandsbeschluss kann durch schriftliche Abstimmung oder in jeder
anderen geeigneten Form (2.8. Email, Umlaufverfahren, Fax, Telefonkonferenz)
erfolgen, wenn alle Vorstandsmitglieder zustimmen.

519 Beirat

(1) Ein Beirat soll durch die Mitgliederversammlung spätestens dann gewählt
werden, wenn die Zahl der ordentlichen Mitglieder die Zahl 50 dauerhaft
überteigt oder wenn der Vorstand dies einstimmig fordert. Der Beirat besteht
aus fünf Mitgliedern. Er wird von der Mitgliederversammlung gewählt und wählt
aus seiner Mitte einen Vorsitzenden sowie einen stellvertretenden
Vorsitzenden. Die Amtszeit beträqt drei Jahre.

(2) h den Beirat können nur gewählt werden. Vereinsmitglieder, die

a) das 30. Lebensjahr vollendet haben,

b) dem Verein mindestens ein Jahr angehören; dies gilt nicht für die ersten
Mitglieder des Beirats, die im Jahr der Gründung des Vereins bereits Mitglied
waren.

Eine - auch mehrmalige - Wiederwahl ist zulässig.

Mitglieder des Vorstands können nicht gleichzeitig dem Beirat angehören.

(3) 5 16 Abs. 5 gilt für den Beirat entsprechend.

5 20 Aufgaben des Beirats

(1) Der Beirat berät den Vorstand in wichtigen Vereinsangelegenheiten. Zum
Zweck seiner Aufgabenerfüllung informiert er sich über die Begebenheit des
Vereins und der Vereinsmitglieden

(2) Bei Rechtsgeschäften nach I 16 Abs. 2, beschließt er über die zustimmung
zu dem Rechtsgeschäft.

5 21 Beschlussfassung des Beirats

Für die Beschlussfassung des Beirats gelten die Vorschriften über die Be-
schlussfassung des Vorstands (5 18) entsprechend.

5 22 Haftung der Vereinsorgane und Vertreter



Die Vereinsorgane sowie die mit der Vertretung beauftragten Vereinsmitglieder
haben nur Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit zu vertreten. Sind diese einem
Dritten gegenüber zum Ersatz eines in Ausführung der ihnen zustehenden Ver-
richtung verursachten Schadens verpflichtet, können sie vom Verein Befreiung
von der Verbindlichkeit verlangen. Satz 2 gilt nicht, wenn der Schaden vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verursacht wurde.

5 23 Auflösung des Vereins

(1) Der Verein kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst
werden.

(2) Der Auflösungsbeschluss bedarf der Mehrheit nach 5 15 Abs. 7.

(3) Die Liquidation erfolgt durch die Vorstandsmitgliedet die im zeltpunkt des
Auflösungsbeschlusses im Amt sind, sofern die Mitgliederversammlung mit ein-
facher Mehrheit keine anderen Liquidatoren bestimmt.

5 24 Vermögensanfall

Im Falle der Auflösung oder Aulbebung des Vereins oder im Falle des Wegfalls
seines gemeinnützigen Zwecks fällt das VereinsvermÖgen der Käthe-Dorsch-
Stiftung in BerlintN€tgi€mei€s€haft €=VJ 4ode|Lodc!][allsijcsc lleht mcr
existieren sollte oder die Gemeinnütziqkeit verloren haben sollte. einer anderen
Körperschaft, die nach 55 52 ff. AO steuerbegünstigt ist), mit der Auflage zu,
es unmittelbar und ausschließlich für selbstlose gemeinnützige und/oder
mildtätige Zwecke zu verwenden. Zuvor isttzufflclEaLl,j?SsjjqKithc
Dorsch-Stiftuno ats Empfänoerin ausscheidet, die für den Verein zuständige
Finanzverwaltung um Genehmigung zu ersuchen.

S 25 Inkrafttreten

Diese Satzung, die am 18. lanuar 2011 von der Gründungsversammlu ng be-
schlossen wurde. tritt mit Eintragung des Vereins in das Vereinsregister beim
Amtsgericht Charlottenburg in Kraft. Die hier vorliegende oeänderte Satzung
tritt mit dem Beschluss der Mitg liederversammluno in Kraft.




